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Opernball 1989: 

18.53: "Von allen Seiten kommen Vermummte" 

(Zitat Polizeifunk) 

Schlagzeilen mit Straßenschlachten, Brandbom- Seiten der Barrikaden. Wir bringen: die Polizei 
ben, vier Meter langen Wurfgeschoßen, Rädels- im O-Ton, eine Einschätzung von "uns”, ein In¬ 
führern, Terroristen, Verletzten und Distanzie- terview mit der Sani-Gruppe, einen Aufruf zur 
rungen geisterten durch die Medien. TATblatt Solidarität mit den Gefangenen und eine Kurz¬ 
läßt die Beteiligten zu Wort kommen, von beiden meldung aus Frankfurt. 


Außerdem in diesem 
TATblatt: 


Hungerstreik von politischen 
Gefangenen in der BRD 


Prozeß gegen Ingrid Strobl 
beginnt am 14. Feber 89 


Rechtsextremismus in der BRD 
- die Wahlen in West-Berlin, Re¬ 
publikaner, FAP und DVU 


Unterschiedliche Modelle zur 
Arbeitszeitflexibilisierung in 19 
unter die Lupe genommenen In¬ 
dustriestaaten 


AJois-Mock-Straße eröffnet 


Wut und Politik 


(TATblatt) 

In den Tagen vor und nach der Anti- 
Opernballdemonstration war in der 
Öffentlichkeit viel die Rede von radi¬ 
kalen Minderheiten, die eine Straßcn- 
schlacht provozierten und durchführ¬ 
ten, die Leute aufhetzten und zu Ge¬ 
walttaten antrieben; ohne politische 


Minderheit, provoziert und msziniert 
werden. 

Der Kampf auf der Straße war der 
Ausbruch einer Wut, eines Hasses auf 
das System, entstanden durch die täg¬ 
liche Ausbeutung, Unterdrückung 
und Entmündigung in Fabrik und 



Inhalte, nur dem "Selbstzweck der 
Gewalt” gehorchend. 

/ 

Diese Einschätzung geht vollkommen 
an den Tatsachen vorbei. Eine Stra¬ 
ßenschlacht kann nicht von einer Min¬ 
derheit, auch nicht von einer radikalen 


Büro, in der Schule und auf den Unis, 
in den Arbeits- und Sozialämtern, und 
nicht zuletzt durch allzuoft ohnmäch¬ 
tig und allein erlebte Polizeischikanen. 


Fortsetzung Seite 2 
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Opernball: Wut und Politik 

Fortsetzung von Seite 1 



Überraschend viele Leute sind mit 
dieser Wut vor die Oper gekommen, 
sie ist aus ihnen herausgebrochen, und 
daraus entwickelte sich eine radikale 
Eigendynamik, die letztendlich die 
Demo bestimmte. 

Die Organisatorlnnen hatten nicht an 
die Stärke dieser Wut geglaubt, sich 
nicht darauf eingestellt, und konnten 
so auch nicht mit der konkreten Situa¬ 
tion umgehen. So standen die Leute, 
die sich für den Schutz dieser Demon¬ 
stration verantwortlich erklärt hatten 
mit - unter ihrer Vermummung ratlo¬ 
sen - Gesichtern da, und schauten den 
"unvermummten Chaotlnncn" nach, 
die wie wild auf die Polizeispelte in 
der Kärntnerstraße zurasten. Die De¬ 
mostruktur war endgültig zusammen¬ 
gebrochen, der Lautsprecherbus ver¬ 
loren (siehe "Aufruf zur Solidaritäts¬ 
demo für die Gefangenen der Anli- 
Opernball-Demonstration 1989), 
.die Dinge nahmen ihren Lauf. 

Das bei der Anti-Opernball-Demon- 
stration Geschehene wirft viele Fragen 
auf, denen sich die gesamte Linke jetzt 
stellen muß. 

Einerseits: Die Auseinandersetzung 
mit der Wut. Dieser Wut wird ständig 
das Politische abgesprochen. Sie ist 
zwar in diesem Kampf auf der Straße 
nicht politisch organisiert zum Aus¬ 
druck gekommen, aber die Ursachen, 
die Gründe für diese Wut sind durch¬ 
aus politisch bedingt. Sie entsteht aus 
den gesellschaftlichen Verhältnissen, 
und an dieser Stelle muß zukünftige 


politische Arbeit 
ansetzen. Den 
Leuten muß das 
Politische an ihrer 
Wut bewußt 
gemacht werden, 
sie muß zu fort¬ 
schrittlicher poli¬ 
tischer Auseinan- 
dersetzung 
führen, nicht 
zuletzt um den 
Mißbrauch dieser 
Wut durch faschi¬ 
stische Kräfte zu 


verhindern. Genau diese Gefahr liegt 
in der Distanzierung von den Ereignis¬ 
sen der Anti- OpembaJl-Demonstra- 
tion und damit von den Leuten, die 
daran beteiligt waren. 

Andererseits ist es notwendig, sich 
genauer mit der Strategie zukünftiger 
Demonstrationen und Aktionen aus¬ 
einanderzusetzen. Es gilt den Wider¬ 
stand zu organisieren und die vereins¬ 
amten, isolierten Kämpfe einzelner 
Menschen zusammenzuführen. 


vom Schwarzenbergplatz... 


..über das Goethe-Denkmal.. 


..bis zur Kärntnerstraße 
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Ballgeflüster 

Die Polizei spricht über uns, wir lauschen auf- anhand des Polizeifunks: die Unterlagen erhiel- 
merksam (Zusammenfassung der Ereignisse tenwir aus wohlinformierten Kreisen) 


18.44 Demonstration auf Elisa- 
bethstr.- 3 Personen beim Aufbau 

18.45 ca. 50 Teilnehmer 

18.46 im Bereich der Unangemeldeten 
Demonstration (Schwarzenberg¬ 
platz) ca. 30 Personen - verhalten sich 
ruhig 

18.51 100 vermummte Personen 
bewegen sich Richtung Schwarzen¬ 
bergplatz 

18.53 "von allen Seiten kommen Ver¬ 
mummte" 

19.03 sind die vorgesehenen Sperren 
aktiviert? 200-300 Personen wenn 
nicht noch mehr 

19.06 Vom LKW werden Gegenstände 
abgeladen, Lautsprecher werden in 
Betrieb genommen "Leute werden mi¬ 
nütlich mehr, alle sind ausgepolstert, 
um sich vor Schlägen zu schützen” 

19.21 Demonstration geht Richtung 
Heumarkt 

19.24 2 Festnahmen in der Operngas¬ 
se 

19.56 Demonstrationszug Richtung 
Lothringerstr. 

20.05 Kommando 4 stellt Tretgittcr auf 

20.20 Spitze des Demozuges vor Karls¬ 
platz 

20.23 Demozug überquert Operngasse 

20.26 Neugeborn Operngasse-Ring 
(hört, hört) 

20.31 Zug Richtung Oper 

20.32 Sperre Ringslr. aktiviert - "sie 
kommmen in Massen” 

20.33 Kräfte beim Göthedenkmal ver¬ 
stärken 

20.34 Es,werden immer mehr Leuch¬ 
traketen geschossen - "soll uns nicht 
weiter beirren" 

20.40 "sie treten uns die Gitter nieder" 

20.42 Durchbruch konnte verhindert 
werden - Situation eskaliert. 2 Züge in 
Bereitschaft 

20.48 Wasserwerfer wird angefordert 

20.49 drei Männer mit Handfeuerlö¬ 
scher 

20.50 Aggressivität ist geringer gewor¬ 
den 

20.52 Polizei setzt Feuerlöscher ein 

20.55 LKW soll angehalten und perlu-- 


striert werden 

20.57 Zuzug Elisabethstr. 

21.02 Spitze Richtung Operngasse - 
Kärntnerstr. brauch Verstärkung > 
keine Verstärkung möglich 
21.09 dringend Verstärkung - Merce¬ 
des kaputt - nur zwei Polizisten 

21.16 Wasserwerfer in die Kärntnerstr. 

21.17 Verkehrschaos auf der Lothring¬ 
erstr. 

21.20 Feuerwehr weigert sich Personal 
zur Verfügung zu stellen 

21.21 LKW wird gesucht und soll an- 
gehallcn werden 

21.22 Einsatz von Wasserwerfer 

21.24 mit demoliertem Mercedes soll 
Sperre durchbrochen werden Anord¬ 
nung von Waffengebrauch ist überle- 
genswert - LKW gefaßt, "Leute fcst- 
nehmen und alles beschlagnahmen, 
was im LKW drinnen ist" 

21.26 Versuch, das Absperrgitter zu 
durchbrechen 

21.30 Räumung 
vorbereiten 

21.31 cs wird um 
Waffengebrauch 
ersucht 

21.55 Räumung 
beginnt - bis 
Karlsplatz - "für 
neue Aktionen 
sammeln" 

21.57 Sperre Ma- 
riahilferstr. nicht BMI8 
sinnvoll - Sperre {§£§}[ 
Getreidemarkl 
21.59 Räumung Richtung Getreide - 
markt 

22.00 Lothringerstr. Wurfgeschosse - 

Naschmarkt/Getreidemarkl 

22.01 im Rcsselpark 300-500 Personen 

22.05 Demonstranten ziehen Richtung 
Karlsplatz - Sperre Babenberg- 
erstr./Getreidemarkt - 'Zurückgeblie¬ 
bene Relikte sollen aufgesammelt 
werden" 

22.06 Demonstranten laufen Richtung 
Schwarzenbergplatz - Beamte verfol¬ 
gen sie 

22.10 Demonstranten werden langsam 
zerstreut - 3 Festnahmen - Massierung 


in der Lothringerstr, - keine Konfron¬ 
tation am Naschmarkt 
22.14 Demonstranten kommen zurück 

22.17 Schwerpunkt Kärntnerstr. - To¬ 
talsperre unter Aufgabe von Abschnitt 
5 (?) - Frage ob Zustimmung 

22.23 Beamter von Stein getroffen 
22.37 Steinwürfe gegen Verkehrsbüro 
- Dauerbeschuß mit Steinen. 
Anzahl nicht absehbar - ein verletzter 
Beamter - Räumung über Karlspjatz 
hinaus 

22.41 14.Reservekompanie in die 
Kärntnerstr. 

22.49 bei der Secession mit Steinen be¬ 
worfen -'haben Lage im Griff - 
Handgemenge 

22.55 Ringslr. vor Oper alles ruhig 

22.58 Secession harter Kern einge¬ 
schossen 

13.10 400 Demonstranten am Karls- 
platz - Aktionen beim Verkehrsbüro . 


23.13 Polizeiauto beim Theater an der 
Wien beschossen 
23.15 2 Festnahmen von Frosch 4 

13.21 Demonstration weitgehend zer¬ 
streut 

23.13 200-300 Demonstranten in der 
Kärnfncrstraße 

23.25 Neugeborn Einsatzleilcr in der 
Kärntnerstr. 

23.30 Kaindl am Naschmarkt gcplün-, 
dert 

23.39 einige Glasscherben in der 
Opcrng. wegräumen 

23.46 Oper/Ring ruhig 
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Aufruf zur 

Solidaritätsdemonstration 

für die Gefangenen der Anti-Opernball-Demonstration 1989 


Treffpunkt: 

Samstag, 18. Feber 1989 

19 Uhr 

Wien 1 - Schottentor 


Am 2.2.1989 fand trotz eines Verbots von Polizeipräsident 
Bögl die Anti-Opernball-Demonstration statt. Ein Grund 
für die Untersagung war die Ablehnung von Bögls Auffor¬ 
derung zum Dialog mit der Polizei als Voraussetzung für 
das Stattfinden der Demonstration. ( 1 ) 

Trotz Verbot und wochenlanger Pressehetze kamen mehr 
Menschen als in den Jahren 
zuvor, um ihren Protest gegen 
die Politik der herrschenden 
Klasse in diesem Land, für die 
der Opernball als Symbol steht, 
auf die Straße zu tragen. Der 
Haß gegen die tägliche Ausbeu¬ 
tung, Unterdrückung und Ent- 
mündigüng, in Fabrik und Büro, 
in der Schule, auf den Arbeits¬ 
und Sozialämtern, und nicht 
zuletzt gegen allzuoft ohnmäch¬ 
tig erlebte Polizeischikanen, 
brach in einer gewaltsamen Kon¬ 
frontation mit der Polizei aus. 

Bei der Prügelorgie der Polizei, 
von Wasserwerfereinsatz beglei¬ 
tet, wurden Dutzende Demon- 
strantlnnen, aber auch Passan¬ 
tinnen und Journalisten zum Teil 
schwer verletzt. Allein die Sani¬ 
tätsgruppe der Demonstrations¬ 
veranstalterinnen betreute ca. 60 
Verletzte, die vor allem Kopfver¬ 
letzungen davongetragen hatten. 

12 Personen wurden festgenom¬ 
men. Der Lautsprecherwagen 
wurde von der Polizei gekapert, 
samt Inventar beschlagnahmt 
und die Insassinnen verhaftet. 

Der Fahrer, der in Österreich lebende bundesdeutsche 
Staatsbürger Carsten A., wurde, wie man/frau erst nach vier 
Tagen erfuhr, in U-Haft genommen. Ihm werden Landfrie 
densbruch und versuchter Widerstand gegen die Staatsge¬ 


walt vorgeworfen. Unter den selben Vorwürfen wird noch 
zumindest eine weitere, während der Demonstration fest¬ 
genommene Person in Haft gehalten. 

Die Polizei entfaltet nun eine systematische Medienhetze, 
wonach ein von "ausländischen Rädelsführern", womöglich 
nach RAF-Musler geschulter "harter Kern" die Auseinan¬ 
dersetzungen während der De¬ 
monstration inszeniert haben soll. 
So soll der Lautsprecherwagen 
den Demonstrantlnnen als Nach¬ 
schubfahrzeug gedient haben und 
mit Molotow-Cocktails beladen 
gewesen sein. Die Tatsache, daß 
Carsten als Lenker des Wagens 
einen BRD-Paß besitzt, erleich¬ 
tert das Konstrukt des 'ausländi¬ 
schen Anstifters". Eine weitere 
bewußte Lüge der Polizei ist der 
Versuch, Vcrhaltenstips für eine 
Demonstration mit den Aklions- 
und Organisationsformen der 
Guerrilla in Verbindung zu 
bringen. Die gegen Carsten erho¬ 
benen Vorwürfe sind an den 
Haaren herbeigezogen. Bis heute 
konnte die Polizei, die ihre An¬ 
schuldigungen so gerne mit Fotos 
belegt, keinen einzigen Beweis 
dafür erbringen. 

Welche Ziele werden mit dieser 
Vorgangsweise verfolgt ? 

* Die gesellschaftlichen Wider¬ 
sprüche in diesem Land sollen 
verschleiert werden, indem der 
Eindruck erweckt wird, daß Widerstand aus dem Ausland 
hereingetragtn werden muß. 

* Es soll vermittelt werden, daß eigenständiges politisches 
Handeln unmöglich ist, daß vielmehr unmündige Menschen 
von Rädelsführern' für deren finstere Zwecke mißbraucht 
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werden. 

* Die Isolation eines "harten Kerns", dem jegliche politische 
Motivation abgesprochen wird, soll ein Klima der Entsoli- 
darisierung, Distanzierung und Denunziation unter jenen 
schaffen, die sich an den militanten Auseinandersetzungen 
nicht oder nicht unmittelbar beteiligt haben. Gemeinsamer 
organisierter Widerstand unterschiedlicher Gruppierun¬ 
gen der Linken soll dadurch unmöglich gemacht werden. 

* Die Kriminalisierung und Zerschlagung kleiner Gruppen 
(zB. Ägidi/Spalo, Rotstilzchen dient als Testfall für die An¬ 
griffe, die morgen gegen breitere Teile der Linken und des 
Widerstandes geführt werden sollen. 

* Die Auseinandersetzungen während der Anti-Opernball- 
Demo werden als Vorwand für die weitere Aufrüstung des 
Polizeiapparats benutzt, um für künftige soziale Kämpfe 
größeren Ausmaßes gerüstet zu sein. Denn die fürchten die 
Herrschenden weit mehr als eine Straßenschlacht. 
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* Die Kriminalisierung von Carsten kann nur im Zusam¬ 
menhang mit diesen Zielen gesehen werden. Solidarität mit 
ihm und allen anderen bei der Änti-Opernball-Demonstra- 
tion Festgenommenen ist unbedingt notwendig, um diese 
Rechnung nicht aufgehen zu lassen. Es ist nicht abzusehen, 
ob nicht noch andere an der Demonstration Beteiligte mit 
Verfahren zu rechnen haben. 

Freiheit für Carsten und alle anderen bei der Anti-Üpcrn- 
ball- Demonstration Feslgenommencn! 

Einstellung aller Verfahren im Zusammenhang mit der 
Anti- Opernball-Demnnstration! 


(1) Ein rechtswidriger Grund übrigens, da keine juristische Grundlage für 
solche 'Besprechungen' existiert. Eine Kundgebungoder Demonstration 
muß lediglich innerhalb einer bestimmten Frist persönlich, brieflich oder 
per Fernschreiben angezeigt werden. 


Interview mit der 

Sanitäterlnnengruppe 


Auf der heurigen Opemballdemon- 
Stration gab es das erste Mal eine au¬ 
tonome Sanitätsgruppe, die sich auf¬ 
grund der Vorgangsweise der Polizei 
bei den vorangegangenen Opernball¬ 
demos gebildet hat. Drei Tage nach 
der Demonstration sprachen wir mit 
einigen Sanitäterlnnen. 

Tb: Wie habt ihr euch auf diese Demo 
vorbereitet? V 

Sanis: Wir haben uns einmal in der 
Woche getroffen, haben versucht, eine 
geeignete Ausrüstung zusammenzu¬ 
stellen. Wir versuchten, Kontakt zu 
Spitälern und Ärzten aufzunehmen 
und den Transport mit uns bekannten 
Personen zu organisieren, um nicht an 
Rettungs- oder RoLKreuzleute zu ge¬ 
langen, die Namen von Verletzten an 
die Polizei weitergeben. 

Tb: Als es dann zu den Auseinander¬ 
setzungen kam, war es dann für euch 
schwer, die Verletzten zu versorgen, 
bzw. abzutransportieren? 



Sanis: Anfangs konnten wir relativ un¬ 
behindert die Verletzten versorgen, 
oft nur 4-5 Meter von der Polizei ent¬ 
fernt. Bei späteren Prügeleinsätzen 
wurde auf alles geschlagen, was der 
Polizei im Weg stand. Auf uns wurde 
mehrmals gezielt losgegangen. EinE 


Sanitälcrln wurde "sogar kurz festge- 
nummen, konnte jedoch noch befreit 
werden. EinE andcrcR Sani wurde 
ebenfalls fast festgenommen, unter 
dem Vorwand des Sleincwcrfens. Das 
ist absurd. Sanis sind eigens durch ein 
rotes Kreuz mit Faust gekennzeichnet 
und beteiligen sich an keinerlei Aktio¬ 
nen. Unsere Aufgabe ist es, Verletzte 
zu bergen. Die Polizei schlug gezielt 
auf Kopf und Gesicht (vor allem auf 
die Augen), sic legten es nur aufs Zu- 
sammenknüppeln an, cs wurde fast 
niemand verhaftet, die Verletzten 
ließen sie einfach auf der Straße 
liegen. 

Tb: Wie war der Kontakt zur Wiener 
Rettung und zum Roten Kreuz? 

% 

Sanis: Die Leute waren unfreundlich, 
einmal verweigerten sie den Transport 
einer Verletzten, erst durch das An¬ 
halten des Busses unsererseits (was in 
den Medien als Angriff auf den Ret¬ 
tungswagen dargcstellt wurde), 
konnten wir sie zwingen, die Frau mit- 



Seiteö 


zunehmen. Oft aber konnten sie 
einfach keine Leute mehr mitnehmen, 
da sie schon mit 3-4 Verletzten voll 
waren. Einmal wollten wir einen Ret¬ 
tungswagen telefonisch rufen, die 
Antwort war: "Geht nicht, sind alle auf 
der Demonstration.” 


Tb: Seid ihr euch bei der ganzen Sache 
nicht irgendwie verheizt vorgekom- 
men, es gibt ja Leute, die sich so lange 
die Auseinandersetzung mit der 
Polizei geben, bis sie nicht mehr stehen 
können, und ihr müßt sie dann rausho¬ 
len. 



Tb: Habt ihr einen Überblick, wievie- Sanis: Es war unser erster Versuch, 
le verletzte Demonstrantlnnen es eine Sanigruppe für eine Demo zu 
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bilden und so gab es natürlich große 
Koordinationsschwierigkeiten. Einer¬ 
seits war vieles mit den Öemoschutz- 
gruppen nicht genug abgesprochen, 
und dann waren wir alle überrascht 
von der I ntensität der Auseinanderset¬ 
zungen. Ab einem gewissen Zeitpunkt 
lag die ganze Verantwortung nur mehr 
bei der Sanigruppe, weil sich die De¬ 
moschutzgruppen entweder zurück- : 
gezogen oder überhaupt aufgelöst 
haben. Es kam oft zu Panikreaktionen, 
wenn die Polizei losstürmte, ünd es 
wurden Leute, die stürzten, einfach 
zurückgelassen. Die Leute müssen 
sich für die nächsten Demos auch 
etwas besser anziehen, dicke Klei¬ 
dung, Kopfschutz, und kein Alkohol 
vor oder während der Demo. 

Tb: Wird die Sanigruppe Weiterarbei¬ 
ten? 

Sanis: Wir denken schon, wir haben ja ; 
gesehen, wie wichtig es auf dieser 
Demo war. 


gegeben hat? 

Sanis: Die genaue Zahl ist nicht fest¬ 
stellbar. Es waren ca. 60 Personen, die 
in Krankenhäuser gebracht wurden, 
einige Dutzend die wir selbst mehr 
oder weniger behandeln konnten. Die 
Anzahl der Personen, die weder im 
Krankenhaus noch mit uns im Kontakt 
waren, ist ja überhaupt nicht greifbar. 
In den Krankenhäusern wurden die 
Leute zum Teil unfreundlich behan¬ 
delt, und Leute mit Gehirnerschütte¬ 
rungen wurden ohne jegliche Behand¬ 
lung oder Kontrolle nach Hause ge¬ 
schickt. 



Opernball - auch in Frankfurt 


(TATblatt) 

Wenige Tage nach dem Wiener 
Opernball gab es auch in Frankfurt 
einen Opemball. Und auch dort fand 
eine Gegenkundge^ung statt, die u.a. 


auf die Ereignisse in Wien Bezug ge¬ 
nommen hat. An der Kundgebung 
nahmen etwa 300 Leute teil. 
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(tb/dr ua) 

Die Staatspolizei - in den letzten 
Tagen in aller Munde - wurde von Ex- 
Minister Blecha, nicht zuletzt anläß¬ 
lich einer parlamentarischen Anfrage 
im Jahr 1987, überaus positiv bewertet. 

Minister Blecha war aber seinerzeit 
nicht imstande, die gesetzlichen 
Grundlagen der Staatspolizei zu be¬ 
nennen. Dies ist ihm allerdings nur in¬ 
soweit zum Vorwurf zu machen, als er 
nicht zugab, daß es eben keine gesetz¬ 
liche Grundlagen für die Staatspolizei 
gibt. 

ln irreführender Weise versuchte der 
Exminister, die unstrittige Tatsache, 
daß einzelne Gesetze, wie beispiels¬ 
weise das Fremdenpolizeigesetz, das 
Mediengesetz oder das Vereinsgesetz 
zur Vollziehung dem Innenministeri¬ 
um unterstehen, als Grundlage der 
Staatspolizei auszugeben. Wahr ist, 
daß die genannten Gesetze den 
Begriff Staatspolizei, genauso wie die 


Staatspolizei 

aus der Sicht des Exministers 
Ein Nachruf 

österreichische Rechtsordnung, nicht 
kennen. 

Die Staatspolizei ist ein vom Bundes¬ 
ministerium für Inneres bestimmter 
Teil der Sicherheilsbehörden, dem 
Agenden in einzelnen Verwaltungsbc- 
reichen, zB Fremdenpolizei etc, bc- 
hordenintern zugcordnel sind. Die 
Notwendigkeit der Einrichtung der 
Staatspolizei ist aus keinem Gesetz ab- 
zuleilcn. 

Blecha war aber sowohl im Hinblick 
auf die Staatspolizei, als auch auf die 
allgemeine Sicherheitspolizei, davon 
überzeugt, daß die gesetzlichen Be¬ 
stimmungen ausreichen, das von ihm 
verbal oft bemühte Lagälitätsprinzip 
( = Prinzip der Gesetzmäßigkeit der 
Verwaltung) zu erfüllen. Und das, 
obwohl diese auf den genannten Ge¬ 
bieten fehlen! Die Schaffung eines 
Polizeibefugnisgesetzes hielt er für 
nicht notwendig. 
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Die einzige Definition des Arbeitsbe¬ 
reich der Staatspolizei und ihre Organi¬ 
sationsform findet sich in Gesetzen des 
Nationalsozialismus, die allerdings auf 
das heutige Österreich übergcleilet 
wurden: "Die Aufgaben der Geheimen 
Staatspolizei (GeStaPo) gehen auf die 
sachlich und örtlich in Betracht kom¬ 
menden Sicherheilsbehörden (also die 
Staatspolizei) über“ heißt es im behörd¬ 
lichen Überleitungsgesetz von 1945. Bis 
heute bafand man es nicht für wert, die 
Arbeit der StaPo durch gesetzliche Be¬ 
stimmungen (neu) festzulegen. 

Obendrein bezieht der Großteil aller 
polizeilichen Handlungen seine Berech¬ 
tigung aus einem Sätzchen des Jahres 
1929 (Vcrfassungsüberlcitungsgesetz), 
wonach die Polizei Verordnungen erlas¬ 
sen, ihre Einhaltung überwachen und 
Übertretungen bestrafen kann, also Le¬ 
gislative und Judikative in einem ist. 


Menschenfreie Bankfilialen Chip-Banken in Österreich 


(p> 

Anfang dieses Jahres wurde von der 
Zentralsparkasse in der Nähe des 
Bahnhofs Wien-Mitte die erste men¬ 
schenfreie Bankfiliale eröffnet. Vor 
dem Betreten muß die elektronische 
Sperre mit Hilfe einer Karte gelöst 
werden. Besitzerinnen einer Bankoma 


t-, Z-Club- oder Z-Servicekarte 
können daraufhin ihre Routineangele¬ 
genheiten tätigen. Überwacht von 


Kameras können Kontoauszüge ge¬ 
druckt, Auf- träge getätigt und am 
außen befindlichen Bankomat Geld 
abgehoben werden. Kunden sollen 
auch durch die ver längerlcn Öff¬ 
nungszeiten (7-20 h) geködert werden. 
Auch andere, konventionelle Banken 
wurden mit Zonen ausgestallel, die 
außerhalb der normalen Öff¬ 
nungszeiten zugänglich sind 
und diese Features bieten. Die 
alten- und behindertenfeindli¬ 
che Seite dieser Technologien 
stört die Banken dabei wenig, 
für das Kapital ist der finanz-' 
kräftige Normkunde wichtig. 
Nach dem Produktionsbe- 
reich wird nun auch der Kon- 
sumbercich automatisiert, der 
Geldfluß zunehmend entma- 
terialisiert. Eine Tendenz, die 
sich auch bereits im Handel nieder¬ 
schlägt. Erste Zeichen: Bankomatkas- 


sa und Strichcode. Schlechte Zeilen 
für Bank räuberlnnen und Ladendie¬ 
binnen brechen an. 
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Chancen ? Risiken ? 

Gentechnik-Seminar am Biozentrum der Uni Wien 


(p) 

Am 26; Januar fand die Abschlußver¬ 
anstaltung einer Veranstaltungsreihe 
zu Gentechnik in Form einer Po¬ 
diumsdiskussion statt. Wissenschafts¬ 
minister Tuppy, Referent und Po¬ 
diumsteilnehmer, bewies seine Pseu¬ 
dokompetenz als Verteidiger des ge- 
sellsc haftlichen und kulturellen Not¬ 
standes. Tuppy wurde von den Kriti¬ 
kern im Publikum vor allem die Untä¬ 
tigkeit des Ministeriums gegenüber 
dem offensichtlichen rechtlichen 
Handlungsbedarf vorgeworfen, was 
vor allem im Interesse dfer Industrie 
liege. Die Vertreter der Industrie 
(Beug vom IMP, Aringer von Bender) 
wurden mit der Tatsache konfrontiert, 
daß die Privatunternehmen ebenso 
wie die verstaatlichten Konzerne kein 
klares und einheitliches Verhalten in 
Fragen der Anlagensicherheit zeigen. 
Fr auen wurden so gut wie nicht einbe¬ 
zogen, wie auch die gesamte Veran¬ 
staltungsreihe durch die Ausgrenzung 
der Reproduktionstechnologien eine 
Auseinandersetzung mit dem femini¬ 
stischen Diskurs zu diesem Thema un¬ 
möglich macht. 

Die Veranstaltungsreihe "Chancen 
und Risiken der Gentechnik" wurde 
während des Wintersemesters 1988/89 
vom Lehrenden und Studierenden am 


Prozeß gegen Peter 
Margulies 


Peter Margulies, eben erst aus dem 
Gefängnis entlassen (siehe TATbiatt 
minus 97), wird am 2. März um 9 Uhr 
der Prozeß in Zusammenhang mit der 
studentischen Aktionsdemo im 
Herbst 1987 gemacht. Zahlreicher so¬ 
lidarischer Besuch ist eine Waffe! 

2.März um 9 Uhr Landesgericht für 
Strafsachen 1082 Wien, Florianigasse 
8 2.Stock Saal 6 


Biozentrum der Uni Wien organisiert 
und abgewickelt. In diesem Rahmen 
wurden internationale Kritikerinnen 
der G entechnologie (Benno Haerlin, 
Joachim Spangenberg ua.) und Ver¬ 
treterinnen der Industrie zu Referaten 
mit einer anschließenden Diskussion 
eingeladen, wobei die Sicherheitsdis¬ 
kussion den roten Faden bildete, zu 
dem die Thematik immeF wieder zu- 
rückke hrte. Ob eine Technologie mit 
dem Macht- und Gefahrenpotential 
der Reproduktions- und Gentechno¬ 
logien mit den Mitteln der herkömm¬ 
lichen Wissenschaft überhaupt noch 
handhabbar ist, konnte dabei weder 
thematisiert noch beantwortet 
werden. 



Kunst gegen Neonazis, 
Ausländerinnenfeindlich¬ 
keit und Rassismus 


Obwohl die NDP verboten ist, zeigt sie 
sich in einem Haus am Landstraßer 
Gürtel (noch) überaus aktiv. Eine 
Räumung des NDP- Lokals erscheint 
unwahrscheinlich, da dem Hausbesit¬ 
zer zumindest ein Nahverhällnis zur 
NDP nachgesagt wird. 

Das Antifaschistische Personenko¬ 
mitee Wien-Landstraße (Zentrum 
Erdberg / Lechnerstraße 2-4 / 1030 
Wien veranstaltet, um auf diesen Miß¬ 
stand aufmerksam zu machen, am 25. 
Feber in der Arena ein Konzert mit 
Wilfried, Jazz-Gitti, Erste Allgemeine 
Verunsicherung u.a. 
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Endlich die Wahrheit 
über die Ursachen 
innerkoaiitionärer 
Streitigkeiten 

Keineswegs sollte man politische oder 
gar ideologische Unterschiedsmomente 
annehmen, das heißt, sich nicht daran 
festklammem, daß eine der beteiligten 
Parteien noch immer das symbolische 
Kürzel "S" trägt - nein, gerade um Kür¬ 
zelprobleme geht es! 

Es handelt sich um einen neidvollen 
Wettstreit, welchervon den beiden Part¬ 
nern sich ÖVP-I und welcher sich ÖVP- 
II nennen darf. Soll der, der den Namen 
schon länger trug die Kürzel 'T erhalten 
oder der Parlamentssitzestärkere? 

Eigenttich würden sich ja die beiden 
lieber dämm streiten, welchervon ihnen 
nun K(-onservative)PÖ-I beziehungs¬ 
weise KPÖ-II heißen darf, auf dieses 
hübsche Kürzel hält aber schon eine 
andere konservative Partei ihre runzli¬ 
gen Finger. 

Vranitzky kennt 
viele Leute 

(wiener zeitung; tb) 

96% der österreichischen Bevölke¬ 
rung haben den Namen Franz Vranitz¬ 
ky schon mal irgendwo gehört oder 
gelesen. Dies ist das Ergebnis einer 
nun von 1MAS vorgestellten Umfrage. 
Er ist damit der bekannteste Politiker 
Österreichs. Von Jörg Haider haben 
nur 94% schon mal gehört. Alois Mock 
folgt angeschlagen mit 90%. 

Endlich. 

"Alois-Mock-Straße" 
eröffnet 

(wiener zeitung; tb) 

Am 30. Jänner eröffnete Alois Mock in 
Gaseke (Rwanda) die nach ihm be¬ 
nannte "Alois-Mock-Straße". Die 
Straße wurde von Österreich mit 30 
Millionen Schüing finanziert. 




TATblatt minus-96 


Arbeitszeitmodelle 


Trend zur Flexibilisierung 


diesem Modell einerseits vom "Flexibi- 
lisic runsspie träum" und andererseits 
von der "Länge des Ausgleichszcilrau- 
mes" ab. 


chen werden. Dieses Modell wird in 
Österreich, Belgien, Japan, Frank¬ 
reich, Dänemark, sowie auch in Finn¬ 
land und der BRD praktiziert. 


(kontrasie) 

Eine von der Bundesvereinigung 
Deutscher Arbeitgeberverbände in 
Auftrag gegebene Studie hat die Ar¬ 
beitszeitmodelle in 19 Industrielän¬ 
dern unter die Lupe genommen. 
Schwerpunkte bildeten dabei die Dis¬ 
kussion über die Sonn¬ 
tagsarbeit und die ver¬ 
schiedenen Modelle der i v ~ . ... 
Arbeitszeitflexibilisierung «|S : ■ 


Der "wöchentliche Flcxibilisierungs 


Vorangetrieben: Flexibi¬ 
lisierung 


In fast allen untersuchten glj|p |Egjg 

Ländern, so die Grund- H|g|||jj§ 

aussage des Untersu- ^M§|§ 

chungsberichtes, beste- .-vJS 

hen verstärkte Bestre¬ 
bungen, die Wochen- oder Jahresar¬ 
beitszeit flexibler zu gestalten, wofür 
im wesentlichen 3 Grundmodelle exi¬ 
stieren: i 


Spielraum" wird durch die Mindest- 
und Höchstzahl an Arbeitsstunden, 
die pro Woche gearbeitet werden 
dürfen, bestimmt. Innerhalb dieser 
Grenze kann die individuelle Arbeits¬ 
zeit ciries/r Arbeit ne hmer/in/s variabel 
gestaltet werden. Die Studie zeigt, daß 
in keinem Land für Arbeitsstunden, 
die die tägliche oder wöchentliche ta¬ 
rifliche Normalarbcitszcil überschrei¬ 
ten, Übcrslundenzuschläge gezahlt 
werden müssen. Der wöchentliche 
Flexibilisicrungsspiclraum wird in den 
einzelnen Ländern und Branchen 
durch Gesetze, Tarifvertrag oder Be- 
triebsvcrcinbarungcn unterschiedlich 
begrenzt. 


Modell 3 


Differenzierung der individuellen re¬ 
gelmäßigen Wochenarbeitszeit für 
einzelne Arbeitnehmerinnen oder 
Gruppen von Arbeitnehmerinnen. 
Konkret heißt das, daß je nach Pro¬ 
duktionsbedarf die wöchentliche Ar¬ 
beitszeit mit dem/der Arbeitnehmerin 
oder Gruppen von Arbeitnehmerin 
nen individuell geregelt werden kann. 
Dieses Modell wurde etwa in der bun¬ 
desdeutschen Metallindustrie ver¬ 
wirklicht. 


Modell 1 


Bei diesem Modell kann die "normale" 
Wochenarbeitszeit innerhalb einer 
Woche variabel gestaltet werden. 
Wird zB an einem Tag mehr gearbei¬ 
tet, so muß die Mehrzahl der geleiste¬ 
ten Arbeitsstunden noch in der glei¬ 
chen Woche etwa in Form von halben 
bzw ganzen freien Tagen oder Frei¬ 
zeitblöcken innerhalb der Arbeitszeit 
"ausgeglichen" werden. Dieses Modell 
wird beispielsweise in der BRD. in 
Finnland, Italien, Spanien und den 
Niederlanden angewandt. 


International gesehen schcirtt sich vor 
allem das auch in Österreich prakti¬ 
zierte Modell 2 durchzusetzen. Der 
Grad der Flexibilisierung hängt bei 


So etwa gibt es in Belgien keine Be¬ 
grenzung. Dort ist im Rahmen der Fle¬ 
xibilisierung eine tägliche Arbeitszeit 

I von maximal 12 Stunden 
möglich, ln Frankreich oder 
Dänemark hingegen darf 
maximal 44 bzw 45 Stunden 
pro Woche gearbeitet 
werden. In einigen Ländern 
wiederum, darunter Öster¬ 
reich, gibt cs eine Mindest- 
und eine Höchstzahl der zu 
leistendeirArbeitsstunden. In 
der österreichischen Metall¬ 
industrie etwa darf wöchent¬ 
lich zwischen 37 und 40 


Modell 2 


Hier wird die Wochenar¬ 
beitszeit über einen be¬ 
stimmten Zeitraum flexibi¬ 
lisiert. Die Mehrzahl an 
Arbeitsstunden (bzw die 
Minderzahl) muß also in¬ 
nerhalb eines bestimmten 
Zeitraumes 
(Woche/Monat) ausgegli- 










Stunden gearbeitet werden, in der 
bundesdeutschen Metallindustrie 
dagegen /wischen 37 und 39,5’Stunden 
pro Woche. 

Der "Ausgleichszcitraum" ist der Zeit¬ 
raum, in dem die wöchentliche Rcal- 
Arbeitszcil im Duichschnitt ein/uhal- 
ten ist, Seine Lamge wird durch 
Gesetz, Tarifvertrag oder Bclricbsvcr- 
cinbarung von Land zu Land und 
Branche zu Branche unterschiedlich 
geregelt, -bis zu 3 Monaten (/b Japan); 
4 Monaten (zB Finnland); fi Monaten 
(zB Dänemark, BRD); 13 Monaten 
(zB Österreich. Belgien, Frankreich. 
Schweden) 

Heftig diskutiert: Sonntagsarbeit 

ln der BRD etwa sorgte die Verhand¬ 
lungsbereitschaft einiger Einzelge¬ 
werkschaften für Zündstoff. Im inter¬ 
nationalen Vergleich fallt auf, daß in 
der Mehrzahl der untersuchten 
Lander Sonntagsarbeit ausdrücklich 
per Gesetz verboten ist (zB Öster¬ 
reich, Belgien, BRD. Frankreich. 
Griechenland. Luxemburg. Nieder¬ 
lande, Norwegen, Schweiz). 

Lander in denen kein ausdrückliches 
Verbot der Sonntagsarbeit besteht 
sind Dänemark, Finnland. Großbrita- 
nien, Japan, Schweden, Spanien. USA. 

Trotz gesetzlicher Regelungen 
werden in zahlreichen Ländern Versu¬ 
che unternommen, das Verbot der 
Sonntagsarbeit zu unterminieren. 
Während bislang nur in Ausnahmcfäl- 
Icn am Sonntag gearbeitet werden 
durfte (beispielsweise in Krankenhäu¬ 
sern oder im Gastgewerbe) ist in 
letzter Zeit zunehmend die Tendenz 
zur Sonntagsarbeit aus wirtschaftli¬ 
chen Gründen zu beobachten. (Von 
unbezahlter Sonnlagsnachlarbeit in 
sogenannten idcalistisehen Zirkeln 
ganz zu schweigen; Anm. d. Tippers 
am Sonntag, 29. Jänner um 20.20 Uhr) 

In Frankreich kann das Verbot der 
Sonntagsarbeit seit Milte 1987 durch 
Betriebsabkommen (auf der Basis der 
Tarifverträge) aufgehoben werden. 

In den Niederlanden wird Schichtbe¬ 
trieben in letzter Zeit immer häufiger 



Sonntagsarbeit aus "wirtschaftlichen 
Gründen"' erlaubt. 

* 

'..... * . 

In Luxemburg wird gegenwärtig eine 
Gesctzcsändcrung vorbereitet, die 
künftig Sonntagsarbeit unter bestimm¬ 
ten Voraussetzungen auch aus " wirt¬ 
schaftlichen Ciründen" ermöglichen 
soll. 

In der Schweiz ist Sonntagsarbeit aus 
" wirtschaftlichen Ciründen“ schon lang 
möglich. Hier ist der Begriff wirt¬ 
schaftliche Cirunde"zudem besonders 
weit gefaßt. Diese liegen etwa auch 
dann vor. wenn die Wettbewerbsfähig¬ 
keit der Schweiz durch “günstigere" 
Arbeitsbedingungen im Ausland (/B 
längere Arbeitszeit) beeinträchtigt zu 
werden droht. 

In Irland kommen die zahlreichen 
Ausnahmeregelungen einer Aufhe¬ 
bung des gesetzlichen Verbots von 
Sonntagsarbeit gleich. 

In der BRD gehört die Sonntagsarbeit 
in Teilen der Automobil- und Metall¬ 
industrie zur Regel. Die Verhand¬ 
lungsbereitschaft von Ein/elgewerk- 
schaftcn hat aber inzwischen /u einer 
heftigen Debatte innerhalb des bun¬ 
desdeutschen C iewerksehaftsbuiVdcs 
DCiB geführt. In einer Stellungnahme 
des DfiB-Vorstandsmitglieds Lothar 
Zimmermann heißt es dazu: "Die f ic- 
nehmigung von Sonntagsarbeit aus 
wirtschaftlichen Ciründen wurde den 
verfassungsrechtlichen Schulz des 
Sonntags als gesellschaftlichen Wo¬ 
ehenfeiertag unterlaufen." Cilcich/ci- 
lig warnt der D( iB vor einer allzu frei¬ 
zügigen Handhabung der Sonntagsar- 
beil im ECi-Binncnmarkl ab 1993. 

Auch in Österreich wird trotz des ge¬ 
nerellen Verbots immer häufiger am 
Sonntag gearbeitet. Im Unterschied 
zur BRD aber ist dieses Thema noch 
kein Gegenstand öffentlicher Ausein¬ 
andersetzung. 

Quelle: Schoenaich-Carolalh: Ar¬ 
beitszeit modellc im 19- Länderver¬ 
gleich, in RdA, Heft 5, Frankfurter 
Rundschau 6. L19898 
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Informiert 4 Mal 
im Jahr über die 
Situation in Ni¬ 
caragua, über ö- 
sterreichs Bezie¬ 
hungen zu Nicara¬ 
gua, über Solida¬ 
rität konkret. 

Jahresabo S 100 
Einzelpreis S 30 

Bestellungen bei 
Nicaragua-Briga- 
disten, c/o Amer 
linghaus, 1070 
■Wien, Stiftg. 8 
Tel. 936473 oder 
487121 (WUK) 
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Düsseldorf: 

Prozeß gegen Ingrid Strobl beginnt 

Nach mehr als einem Jahr Untcrsu- durchsuchte. Die Razzia wandte sich ren läuft••'aber, trotz ähnlich faden- 

chungshafl wird am 14. Feber 1989 vor gegen radikale Kritikerinnen nd (icg- schcinigcr Begründungen, weiter,So 

dem Obcrlandesgericht Düsseldorf nerinnender Cien- und Reproduktion wird seit Jänner l'JSX nach 4 Personen 

der Prozeß gegen Ingrid Strobl eröff- slechnologicn. der Flucht lingspoliiik. gefahndet. 1 
net. Die Anklage lautet auf Mitglied- des Prostil ulionstöurismus und gegen ' 

schaflinden Revolutionären Zellen / militanten Widerstand Die Ermitllün- Fine zentrale Rolle bei den Staals- 

Rolc Zora und auf Beteiligung art gen richteten sich gcucn 23 Personen sc h ut z-konstruklioiien im Fall Strobl 

dem Anschlag auf das Vcrwaltungsgc- 4 Frauen wurden verhaftet: Ufa Pen- spielt ein Wecker der Marke KmcsS.v 

bäude der Lufthansa am 20. Oktober selin in Hamburg. Ingrid Strobl in noehron. Der kaut eines solchen 

1986 in Köln. Dieser Anschlag der RZ Köln sowie Erica Präuss und Andrea Weckers ist der Haupvorvvurl im Ver¬ 
richtete sich gegen die Beteiligung der Sievering in Düsseldorf. Gegen die fahren gegen Ingrid. Derartige 

Lufthansa am Sextourismus und an beiden letzteren wird derzeit in Stuit- Wecket wurden nämlich hei mehreren 

der Abschiebung von Flüchtlingen aus gart- Slammhcim wegen angeblicher Anschlägen der R/ verwendet. Die 

der BRD. Die Anklage basiert auf Pa- RAF-Mitglicdschafl verhandelt. BAU behauptet nun. daß ein von 

ragraph 129a StGB ("Ciründung. Mit- Ingrid MröW gekaufter U ecker beim 

glicdschaft, Unterstützung.... einer Im die Durchsuchungen zu reehtfer- Ansihlag auf das l.ullhansa (ichaude 

terroristischen Vereinigung... ; diente tigen. mußten einerseits die pcrsoiili- verwendet .wurde, und sie somit Mil - 

seinerzeit zur Verfolgung der KPD. eben Beziehungen der Beschuldigten glied der Roten Zdra sei: 

oder heute zür Kriminalisierung jegli- untereinander herhallcn. andererseits 

chcn Widerstands oder unerwünsch- wurde der Begriff der unschiugsrelc- Parallel zum Prozeß gegen Ingrid 

ter Informationen oder Diskussionen vanten Themen geschalten Fine Strobl wird vordem I ranklurlerOber? 

darüber, vgl TATbiatt minus-1(X)) Konstruktion, die die.Ausweitung vier l.mdc'gciKht das Verfahren gegen 

Anwendung des Paragraphen I2**aer- den Anti startkihn und Ami-Atom- 
Der Prozeß gegen Ingrid Strobl ist Teil möglich!. - Widerstand im Raum Frankfurt 

einer großangclcgten Aktion von Bun- l. ltl k u 

dcsanwaltschaft (BAW) und Bundes- Nach X Monajen Untersuchungshaft 

kriminalamt (BKA), Ausgangspunkt wurde Ulla Pcnselin im August PWX Am II I eher findet anläßlich des 

war eine (»roß-Ra/zia am 18.12.1‘)87, Ireigelassen. Die BAW konnte die Strobl-Prozesses iinc Demonstration 

bei der das BKA 33 Wohnungen und Anklage nicht mehr durchsetzen. Das in Fssen statt'. 

Arbeitsstellen u.a. in Hamburg. Köln, Verfahren wurde eingestellt. Der 

Essen, Düsseldorf und Bochum (iroßieil anderer Frmiitlungsvcrlah- 
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BRD und Westberlin: 

Die braune Saat. 


(taz.tb) 

Der Schock nach der West-Berliner 
Wahl über das Ergebnis währte nicht 
lange. Schon einige Tage nach der Ab¬ 
stimmung kümmern sich die etablier¬ 
ten Parteien mehr um ihre Teilnahme 
an der wie auch immer gearteten Re¬ 
gierung. Die R—..wi:bo„ 0 r Hl» »I« 

vierte Kraft in 
den Senat ein¬ 
zogen, klopfen 
große Sprüche 
und schmie¬ 
den große 
Pläne. Rechts- 
extreme 
Sprüche und 
röcht sextre me 
Pläne. 7,5 
Prozent, das 
sind 120.000 
S tim men, 
obwohl die 
Republikaner 
nicht in allen 
Wahlkreisen 
kandidierten, 
scheinen 
niemanden 
ernsthaft zu 
beunruhigen 
Man gehl zur 

Tagesordnung m Republikaner 


geht’s bergauf: 1986 bei den bayri¬ 
schen Landtagswahlen 3,1 Prozent 
(342.000 Stimmen),und jetzt der 
Erfolg in West-Berlin. 

Mittlerweile gibt es über 8.000 Mitgjie- 
derlnnen, viele Polizisten, Beamte und 


über. Doch es 
sind nicht nur die Republikaner, die 
sich aus dem konservativen Lager aus¬ 
klinken, es gibt noch eine Unzahl 
anderer, so z.B. die NDP (Nationale 
Partei Deutschlands), die DVU 
(Deutsche Volksunion), die FAP 
(Freiheitliche Arbeiterpartei). 

Der Alleinherrscher bei den Republi¬ 
kanern ist Franz Schonhuber, einst 
Sportreporter, danach Chefredakteur 
der Münchner Boulevardzeitung Tz". 
Schließlich stellvertretender Chefre¬ 
dakteur und Hauptabteilungsleitcr 
beim Bayrischen Rundfunk (BR). 
Dort wurde er allerdings gekündigt, 
als 1981 sein Erstlingswerk "Ich war 
dabei" erschien. "Dabei” war er bei der 
Waffen-SS. worauf er noch heute stolz 
ist (Das Buch erscheint derzeit in der 
14. Auflage). Nach seinem Raus¬ 
schmiß fand er eine neue Heimat bei 
den Republikanern, deren Vorsitzen¬ 
der er schließlich 1985 wurde. Seitdem 


Asylpolitik, etc. werden bei den 
Rechtsextremen zu zentralen 
Themen. 

Dort, wo sich Widerstand gegen die 
Neofaschistinnen formiert, wird er 
von den Einheiteri der Polizei wegge- 
knüppelt- Auch 
las hat Kontinui¬ 
tät; zuletzt am 
2.Feber in Nürn- ; > 
berg bei einer 
Protestkundge¬ 
bung gegen die 
Republikaner. 

In Bremen.gibt es 
einen rechtsex¬ 
tremen Abgeord¬ 
neten der DVU. 

I n 
Langen(Hessen) 
formierte sich die 
sogenannte "Na¬ 
tionale Samm¬ 
lung" (NS) rund 
um den Ex-Bun- 
deswehrleutnant 
Michael Kühnen, 
umfdiese Stadt 
zur ersten auslän¬ 
derfreien Stadt 
zu machen!". Der 
Terror ist dort an 


Abgeordnetenhauswahl 1989 


Offiziere fühlen sich durch das Pro- der Tagesordnung. Bei Angriffen von 
gramm der Republikaner bestätigt. In R ec htscxtremender FAP auf einen In- 

West-Berlin haben einzelne Polizei- f 0 | a( j en j n Dortmund wurden von der 
einheilen, nach SPD Aussagen, ge¬ 
schlossen für 
die Republi¬ 
kaner ge¬ 
stimmt. Das 
Entsetzen 
nach dieser 
Wahl ist verlo¬ 
gen. Die kon- 
servativen' 

Parteien be¬ 
reiteten stets 
den Boden für 
all diese 

Gruppierungen 

. Ihre Anspie¬ 
lungen in 
Bezug auf 
Ausländerin¬ 
nen, "innere 
Sicherheit", 


Parteien 

WAHL ’69 

Promt« atz» 

WAHL '85 

Prozente Sitze 

BUND ’87 

Prozent 

CDU 

SPD 

AL 

FDP 

SEW 

REP 

Sonstige 

37,8% 55 
37,3% 55 
11,8% 17 
3,9% 0 

0,6% 0 
7,5% 11 
1,1% 0 

46 , 4 % 69 

32 , 4 % 48 

10 , 6 % 15 

8 , 5 % 12 

0 , 6 % 0 

0 , 0 % 0 

1 , 5 % 0 

41 , 3 % 

38 , 7 % 

9,4 %* 
9 , 1 % 

WaMbeteHtyng: 79,6% 
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West-Berlin: 

Auf UNiMUT folgt MIETMUT 


der TU. Auslöser für das Mietunbeha¬ 
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P 1 Polizei sämtliche Personen des Infola- 
|; dens festgenommen. Ob gegen die Fa¬ 
ll;. schisten überhaupt Erhebungen ge- 
fe startet werden, ist nicht bekannt. Die 
i:: Aulzählung ließe sich endlos weiter- 
I ««P. Emes ist jedoch klar - wo sich 
I Widerstand gegen Rechtsextremisten 
| formiert, schreitet die Staatsgewalt 
k, ein. schützt die Faschisten und prügelt 
|r, . Linke nieder. 

I ii In West-Berlin gelingt es der SPD und 

jr AL (Alternative Liste) nur deshalb 
& eine rechnerische Mehrheit zu errei- 
t da d ie Rechtsextremen der 

• S DU dcn Rücken kehrten. Sie sind 
eu,e real existierende Kraft und sie 
müssen bekämpft werden, trotz der 
i Unterstützung, die ihnen Politik und 
| , Wirtschaft mit ihren Polizeiketten 
bieten. 


Ob) 

Mietwucher wird gemacht... Miets¬ 
treik auch. Gedacht getan, und so will 
man/frau in Westberlin die Mieten 
nun in Selbstverwaltung senken. Haus- 
versammlungen, Häuserblockver¬ 
sammlungen etc. sollen organisiert 
werden, um den gemeinsamen Miets¬ 
treik durchführen zu können. Erstauf¬ 
rufende dazu sind die Arbeitsgruppe 
Mietstreik' am Fachbereich Archi¬ 
tektur und die Wohnungsnotirtitiative 


gen ist u.a. die Vor rund einem Jahr 
staugefundene Aufhebung der Miet¬ 
preisbindung, was zu Mieterhöhungen 
bei Neuvermietung von zumeist 25- 
30% - in Extremfällcn von 50% - 
geführt hat. 

Über den Verlauf der Aktionen 
werden wir noch berichten. 


USA: 

Weiße leben länger 


Republikaner im O-Ton 
Aus den Wahlplattformen 

| "W^ fordern: - Kein Wahlrecht für 
| Ausländer; Verringerung des Auslän- 
l deranteils so schnell wie möglich 
| durch Stopp des Nachzugs und Förde- 
| ™ ng freiwilliger Rückkehr; - kein Asyl 
für Wirtschaftsflüchtige; sofortige Ab¬ 
schiebung abgelehnter Asylbewerber; 

- striktes Verbot für Ausländer, sich 
politisch zu betätigen; - wir lieben 
Deutschland, wie andere Völker ihr 
; Vaterland lieben, Deutschland darf 
■ nicht zu einem Einwanderungsland 
werden, es muß das Land der Deut¬ 
schen bleiben; - bessere Ausrüstung 
der Polizei, u.a. mit Distanzwaffen; 
mehr Polizei auf den Straßen; keine 
Behinderung der Fahndung durch Da¬ 
tenschutz; - Frauen müssen die unbe¬ 
schränkte Möglichkeit zu einer quali¬ 
fizierten Berufsausbildung erhalten - 
aber sie müssen ebenso ihre naturge¬ 
gebene Fähigkeit als Mutter und Mit¬ 
telpunkt der Familie wahrnehmen 
können; - die Familie muß gefördert 
werden, da Menschen nur in ihr Ge¬ 
borgenheit finden, Kinder nur in ihrem 
Schoß behütet aufwachsen können. 


(kontraste; Ini.ltcraldTrihune) 

Die Lebenserwartungen von Weißen 
und Schwarzen in den USA klafft zu¬ 
nehmend auseinander. 

Im Jahre 1900 lag die Lebenserwar¬ 
tung bei weißen US- Amerikanerin¬ 
nen bei 47,6, bei nicht-weißen bei 33 
Jahren. Bis in die achtziger Jahre 
wurde dann in allen Bevölkerungs¬ 
gruppen ein Anstieg der Lebenser¬ 
wartung verzeichnet. 1984 betrug sic 
75,3 Jahre bei Weißen, und 69,7 Jahre 
bei Schwarzen. In den darauffolgen¬ 
den zwei Jahren stieg die der Weißen 
zwar weiter, auf 75,4 Jahre, die der 
Schwarzen sank jedoch plötzlich auf 
69,5 im Jahre 1985, und 69,4 im Jahre 
1986. Das "Nationale Amt für Gesund¬ 
heitsstatistik" begründet dies mit der 
steigenden Todesrate bei Schwarzen, 
verursacht durch Kriminalität, Auto¬ 
unfälle und AIDS. Allein 1985 und 
1986 seien 15 % mehr Schwarze durch 
Mord und Totschlag ums Leben ge-, 
kommen als in den Jahren zuvor. Bei 
den Weißen betrug die Steigerungsra¬ 


te nur 5%. Ähnlich verhält es sich bei. 
Autounfällcn und AIDS. 

Vielmehr ein Grund aber dürfte sein, 
daß die zunehmenden sozialen Pro¬ 
bleme - an erster Stelle Obdachlosig¬ 
keit und Arbeitslosigkeit - in erster 
Linie Schwarze treffen. Und sie zählen 
auch zu den Verlierern der restrikti¬ 
ven Sozialpolitik der Reagan- Admini¬ 
stration: die Kürzungen der Sozialhil- 
feprogranune, die Einsparungen im 
Gesundheitswesen und andere Maß¬ 
nahmen setzen die ohnehin benachtei¬ 
ligte und ärmere schwarze Bevölke¬ 
rung zunehmend unter Druck. 

Für den Direktor der "Nationalen 
Städte-Liga", Ed Pitt, ist der Rückgang 
der Lebenserwartung in der schwar¬ 
zen Bevölkerung ein Ausdruck des 
Versagens des bestehenden Sozialsy¬ 
stems: Die Gesundheitsversorgung 
des schwarzen Amerikas ist in einer 
ernsten Krise." 




Unterschriftensammlung erzwingt 
Vertrauensabstimmung über Parlamentsabgeordnete 


(phx) 

In mehreren Budapester Wahlkreisen 
ist es bereits gelungen, die für eine Ab¬ 
setzung des Parlamentsabgeordneten 
des jeweiligen Landkreises notwendi¬ 
gen Unterschriften zu sammeln. Die 
Unterschriftensammelaktionen 
(TATblatt berichtete) wurden auf 
Grund der Abstimmungsverhalten der 
Abgeordneten im vergangenen Herbst 
für das Kraftwerksprojekt Boes-Nagy- 
maros initiiert. 

Um eine Vertrauensabstimmung über 


einen Abgeordneten durchsetzen zu 
können, sind Unterschriften von zehn 
Prozent der Wahlberechtigten not¬ 
wendig. 

Bislang sind die notwendigen Unter¬ 
schriften für die Rückberufung von 
Miklas Vida, Mitglied des Präsidialra¬ 
tes und Vizepräsident des ungarischen 
Parlaments und von Istvan Dauda ge¬ 
sammelt. Im Falle Dauda gelang dies 
innerhalb eines Tages. Auch in weite¬ 
ren Wahlkreisen sollen Unterschriften 
gesammelt werden. 


Patentierung neuer Formen lebender 

Materie 


(phx) 

- so der Titel einer Konferenz (7. bis 
8.Februar) im Europäischen Parla¬ 
ment in Brüssel. Diese Konferenz 
bezieht sich auf einen, bereits im 
Oktober ’88 vorgelegten Vorschlag 
der EG- Komissionen für eine "Richt¬ 
linie zur Patentierung neuer Lebens¬ 
formen", die eine Patentierung inner¬ 
halb der nationalen Gesetzgebungen 
ermöglichen soll. Und was überzeugt 
Politiker von der Wichtigkeit, das 
unter dem Terminus "lebende 
Materie" subsummierte Leben kühl¬ 
bürokratisch abzuhandeln? - Richtig, 
die "Biotechnologie-Industrie" drängt 
auf eine systematische Registrierung 


der Ergebnisse ihrer, ethisch vielfach 
zweifelhaften, Experimentierprakti¬ 
ken. Erschreckend, diese Souveränität 
der Forderung nach gesetzlicher Sy¬ 
stematisierung von lebenden "Ergeb¬ 
nissen 1 , die mittels Methoden bzw Ein¬ 
griffen, die von noch niemand kompe¬ 
tentem breitenwirksam vorgestellt und 
kritisiert wurden, deren Folgen und 
Tragweite noch gar nicht wirklich in 
die öffentliche Diskussion durchge¬ 
drungen sind, entstanden sind. 
Handelt es sich vielleicht um den 
Versuch, die öffentlich-kritische Dis¬ 
kussion vor gesetzlich verfestigte Tat¬ 
sachen zu stellen? Das wäre ja eine 
ganz neue Taktik! 


Entführter Wehrdienstverweigerer wieder 

aufgetaucht 


(u>) 

Der Wehrdienst-Tolalverweigerer 
Robert Richter, der am 2. Jänner von 
der "Aktion Franz Jägerstätter" ent¬ 
führt worden war (TATblatt berichte¬ 
te in der Minus-98-Nummer) ist 
wieder aufgetaucht! Doch erneut 
trachtete man nach seiner Freiheit. 
Diesmal sucht ihn die Polizei. Als 
"letzten Zufluchtsort” wählte er nun 
den Wiener Stephansdom, wo er sich 
am Mittag des 8. Feber an eine Gitter¬ 
türe kettete. "Obwohl mir bewußt ist. 


daß die katholische Kirche immer 
wieder durch ihr Mitwirken an der ge¬ 
waltsamen Erhaltung lebensfeindli¬ 
cher Hierarchien ihre eigenen Macht¬ 
anteile sichert. Dies reicht von der 
Verfolgung Andersdenkender über 
grausamen Hexenwahn bis zu waffen¬ 
weihenden Militärscelsorgern. Trotz¬ 
dem erwarte ich Unterstützung von 
denjenigen, welche sich am christli¬ 
chen Glaubensgrundsatz der freien 
Gewissensentscheidung orientieren." 

Letzt« Ktldvog: 

Robert wurd« verhaftet und eitst non. 
letzten Angaben zu Folge, 
in EleenstÄdter Gefangnia. 
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Dokumentation 

Hungerstreik von politischen Gefangenen in der BRD 


Am 1. Feber traten Gefangene aus der 
RAF und Mitglieder anderer militan¬ 
ter Gruppen kollektiv in den Hunger¬ 
streik. Ihre Zahl ist am 3. Feber von 28 
auf 38 gestiegen. Die Reaktion der 
Bundesanwaltschaft war die Durchsu¬ 
chung sämtlicher Zellen. Dabei ist 
nach Unterlagen gesucht worden, die 
erklären sollen, wie es zur zeitgleichen 
Aktion, und den weitgehend überein¬ 
stimmenden Erklärungen kommen 
konnte. Es ist aber auch nach Indizien 
gesucht worden, die auf eine Abspra¬ 
che mit Personen außerhalb der Haft¬ 
anstalten hindeuten könnten. Dieser 
Hungerstreik, der an einen Hunger¬ 
streik der nordirischen IRA angelehnl 
ist, soll in den ersten beiden Wochen 
kollektiv verfolgt werden. Fortgesetzt 
wird er dann von zwei der Streikenden, 
und alle 14 Tage sollen wiederum zwei 
weitere den Hungerstreik wiederauf¬ 
nehmen. 

Genau 4 Jahre nach Beendigung des 
letzten Hungerstreikes der RAF-An- 
gehörigen ist diese Aktion eine 
Antwort auf die Amnestiedebatte in 
der BRD. Es ist ncht nur eine Kampf¬ 
ansage an den Staat, sondern auch eine 
Aufforderung an die gesamte Linke, 
sich mit dem militanten Widerstand 
und den Haftbedingungen in der BRD 
auseinanderzusetzen. 

Es ist ein Schrei über die Gefängnis- 
mauern hinaus, der nicht ohne Ant¬ 
wort bleiben darf. 


wir sind seit heute im hungerstreik. 
jetzt lassen wir nicht mehr los, die Zu¬ 
sammenlegung muß jetzt erreicht 
werden. 

jeder, der es wissen will, weiß, was die 
isolation ist, sie ist international begrif¬ 
fen und als folter definiert, hier haben 
sie inzwischen die isolation für gefan¬ 
gene revolutionäre, ob aus guerilla, aus 
dem widerstand oder ausländische ge¬ 
nossen und genossinnen, zur regel 
gemacht, und sie setzen sie gegen 
kämpfende soziale gefangene ein - in¬ 
ternational wird sie als die saubere 
perfide methode der feinen brd-euro- 


päer immer mehr übernommen, hier 
muß sie gebrochen werden. 

neun hungerstrciks haben wir 
gemacht, zwei gefangene sind daran 
gestorben, viele von uns haben gcsund- 
heitsschäden. jetzt muß Schluß sein mit 
dieser achtzehn jahre langen tortur. 
das ist unser definitiver entschluß, so 
werden wir kämpfen. 

es gibt dazu nicht mehr viel zu erklä¬ 
ren. unsere Situation und unsere forde- 
rung sind klar, uns sträubt sich inzwi¬ 
schen auch schon alles, von der isola¬ 
tion noch zu reden und davon, daß wir 
zusammen wollen, diese dürren Wörter 
und ihre Wiederholung sind schon ein 
hohn auf die wirklichkeil in den ge- 
fängnissen. im lauf des Streiks wollen 
wir dann noch öfter etwas sagen, jetzt 
nur ein paar hauptsachen, worum cs 
uns geht. 

wir machen so nicht mehr weiter. 

das ziel der isolation war von anfang 
an, die gefangenen zu zerstören, um 
die politik der raf zu ersticken, damit 
sind sie an uns gescheitert - aber wir 
ertragen es so auch nicht mehr, wir 
wollen es jetzt nicht mehr aushallen, so 
ist es, das ist jetzt unsere politische und 
unsere existenzielle cntscheidüng. 
denn wenn wir uns auch gegen ihren 
Zerstörungsautomaten behaupten 
konnten, und wenn wir selbst in dieser 
läge noch entscheidendes neues für 
uns gewonnen haben - es gibt eine 
grenze, an der der permanente kampf 
der einzelnen und die ständig weit re¬ 
duzierte lebensweise als gefangene po¬ 
litische gruppe für uns nicht mehr 
gehen, die ist jetzt da. 

es ging immer nur eine begrenzte zeit, 
an den hungerstreikzyklen durch all 
die jahre ist es abzulesen, in ihnen 
haben wir unsere identität im kampf 
verteidigt und uns die kollektivität in 
der Vereinzelung immer wieder leben¬ 
dig gemacht. 

bis das, was wir uns aus dem kampf in 
die löcher geholt hatten, wieder aufge¬ 
braucht war, 

jetzt fügen wir dem nicht mehr noch 


eisen streik nur dazu, das ist nicht 
mehr möglich^ jetzt gibt es für uns nur 
noch das materielle ziel. 

wir wollen jetzt die Zusammenlegung, 
und wir wollen damit auch diese ganze 
lange phase abschließen - und dann 
wollen wir weiter, auf eine absehbare 
reaktion "die isolation wird aufgeho¬ 
ben", also kosmetik, einzelne, differen¬ 
ziertere anpassungen, die dem brd- 
staat nur die angriffc wegen der isola¬ 
tion vom hals schaffen sollen und für 
uns nicht das grundlegende ändern, 
werden Wir uns nicht mehr einlassen, 
nicht mehr nach dieser langen zeit, das 
soll von anfang an klar sein, wir haben 
immer jede kleine Veränderung 
genutzt, waren immer zu schritten 
bereit, jetzt gibt cs aber nichts mehr als 
die Zusammenlegung. 

zu glauben, mit einer neuen aufma- 
chung, was sich dann vielleicht "nor- 
malvollzug" nennt, unserem kampf zu¬ 
sammenzukommen den boden entzie¬ 
hen zu können, ist ein irrtum. das heißt 
dann nur eine neue runde, cs gibt 
nichts mehr als die Zusammenlegung. 

es ist auch nicht mehr nur das alte - die 
notwendigkeil gegen die isolation und 
die möglichkeil einer gegenstruktur in 
diesen bedingungen -, in diesem 
brennofen bleibt nichts wie es war. die 
forderung hat für uns in der zeit auch 
eine viel weitergehende materialilät 
bekommen, nur aus den beziehungen 
zueinander und deren permanenter le¬ 
bendiger entwicklung sind wir durch 
diese zeit gekommen - und darin ist 
unser Zusammenhang teil von uns ge¬ 
worden wie arme und beine. 

das nimmt uns heute niemand mehr, 
das dreht keiner zurück, es ist eine ma- 
terialität, die der kampf gegen die Ver¬ 
nichtung geschaffen hat - und dasselbe 
jetzt einfach auch mal so: cs ist das dia¬ 
lektische produkl ihrer maßnahmen. 
und nachdem die jetzt achtzehn jahre 
mit allen Varianten so stehen und keine 
"normalität" damit exekutiert werden 
konnte, müssen sie die kröie, die die 
Zusammenlegung für sie ist, auch 
schlucken, aber nicht nur subjektiv, 
auch bezogen auf die politische ent¬ 
wicklunggeht es schon um mehr, in der 
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Wirklichkeit klaffen unsere Situation 
und damit unsere möglichkeiten und . 
was die reale Situation insgesamt ver¬ 
langt, damit es weitergeht, längst weit 
auseinander. 

während wir die Zusammenlegung 
noch nicht haben, entwickelt sich 
schon die frage nach einer weiterge¬ 
henden Perspektive für die politischen 
gefangenen überhaupt, es geht um uns, 
von allen seiten will man was von uns - 
aber wir können nicht zusammen 
reden und kaum handeln. 

es läuft bei uns nur zusammen, und 
ohne uns läuft es dabei nicht, das sollte 
aus den vielen versuchen in den letzten 
jahren, über uns wegzubügeln, doch 
klar geworden sein, wir wollen jetzt an 
der gesamten politischen diskussion 
teilnehmen. 

das ist die andere seite der Zusammen¬ 
legung aus einer ganzen reihe von ent- 
wicklungen, hier und international, 
sind neue fragestellungen entstanden, 
es ist insgesamt eine neue stufe der 
auseinandersetzung geworden, in der 
überall, auf beiden seiten, die ziele, die 
formulicrung der politik, die formie- 
rung für den kampf ein neues mal an¬ 
gegangen, werden. 

auch das ist eine Widerspiegelung 
davon, daß hier aus beiden richtungen 
neu die frage nach den gefangenen 
hochgekommen ist. der Staat bringt 
begnadigungen, staatskonforme 
gruppen wollen eine amnestie - und 
der revolutionäre widerstand nimmt 
wieder auf, daß die freiheit der politi¬ 
schen gefangenen erkämpft werden 
muß. 

auch wir meinen, daß diese auseinan- 
derselzung jetzt reif ist. das wird aber 
nur in einem prozeß von diskussion 
und praxis weitergebracht werden, in 
dem revolutionäre politik hier zu 
einem neuen realen faktor wird. 

unser kampf für die Zusammenlegung 
jetzt soll teil davon sein, aus vielen an- 
sätzen im letzten jahr, aus der Offen¬ 
heit und dem willen quer durch ver¬ 
schiedene Zusammenhänge im wider¬ 
stand, halten wir eine neue einheit im 
revolutionären kampf für möglich, es 
zeichnet sich jetzt schon eine Umkeh¬ 
rung der linken rückentwicklung seit 
ende der siebziger jahre ab. der kampf 


in der metropole kann auch neu in die 
internationale auseinandersetzung 
kommen, dann werden auch ganz neue 
politische möglichkeiten in der brd er¬ 
öffnet sein, wir hoffen das. die Zusam¬ 
menlegung ist jetzt für uns das erste, 
dann wollen wir die diskussion. zur ge¬ 
samten Situation - und für unsere frei¬ 
heit. darauf spitzt es sich für uns prak¬ 
tisch zu. 

denn die freiheit ist natürlich unser 
ziel, wir wollen ja nicht ein stück poli¬ 
tischer Organisation im gefängnis eta¬ 
blieren, eine gegenstruklur als gefan¬ 
gene ist wirklich nicht unser höchstes 
glück. 

wir halten es aus allem für möglich, das 
dann als realistisches ziel anzupacken, 
soweit ist konsens unter uns. für das 
weitere, wie das zu konkretisieren ist, 
müssen wir zusammen sein, wir haben 
die Zusammenlegung als Übergang be¬ 
stimmt. 

wir nehmen jetzt eine neue form von 
kollektivem kampf. im letzten streik 
haben sie ein gesetz gemacht, mit dem 
sie uns das mittel hungerslrcik nehmen 
wollten, das "komagesetz'. 

es bedeutet, daß dem einzelnen im 
koma in einer langgestreckten medizi¬ 
nisch-technischen manipulation in der 
intensivstation der wille und die ent- 
scheidungsfähigkeit. den kampf wei¬ 
terzuführen, genommen werden soll, 
es bedeutet weiter für die auseinan¬ 
dersetzung insgesamt, daß sie die Zu¬ 
spitzung und cntscheidung auf einen 
engen Zeitraum bringen wollen, prak¬ 
tisch auf einen punkt, den, wenn nach 
zwei, drei monaten viele von uns 
gleichzeitig auf der kippe sind, es 
sterben dann vielleicht mehrere, aber 
dann in einer kurzen, frontalen kon- 
frontation - und die "tragen" sie, wie sie 
letztes mal gesagt haben, und dann, 
stellen sie sich vor, ist Schluß. 

und das würde auch bedeuten, daß das 
mittel des kampfes politisch sich gegen 
uns dreht, denn in dieser kulmination 
für alle zum selben Zeitpunkt käme die 
frage nach sinn und ziel auf uns zurück, 
wenn viele tote sind, wie wollen die 
anderen dann zusammen sein. 

wir werden ihnen das umdrehen und 
einen langgezogenen kampf führen, 
jeder von uns ist das kollektiv. 
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wir fangen alle zusammen an, nach 
zwei wochen gehen wir in eine kette 
über, bis auf zwei unterbrechen alle, 
nach wieder zwei wochen kommen die 
nächsten zwei wieder dazu, nach ;den 
nächsten zwei wochen wieder zwei, 
und weiter. 

wir lassen jetzt nicht mehr los, bis wir 
die Zusammenlegung haben. 

wir fordern: 

Zusammenlegung aller gefangenen aus 
guerilla und widerstand in ein oder 
zwei große gruppe, in die neue gefan¬ 
gene integriert werden, mit Zugang zu 
den gemeinschaftshöfen. Zusammen¬ 
legung aller gefangenen, die dafür 
kämpfen. 

freilassung der gefangenen, deren Wie¬ 
derherstellung nach krankheit, Verlet¬ 
zung oder folter durch isolation unter 
gefängnisbedingungen ausgeschlossen 
ist. 

freilassung von günter sonnenberg, 
Claudia wannersdorfer, bernd rössner, 
angelika goder. 

freie medizinische Versorgung ohne 
staatsschutzkontrolle für alle gefange¬ 
nen. 

freie politische Information und kom- 
munikation der gefangenen mit allen 
gesellschaftlichen gruppen. 

für die gefangenen aus der raf^helmut 
pohl, 1.2.89 
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Betrifft: TATblatt 


Am 25. Jänner gab es ein größeres ( 

TATbiatt-Pienum, das im großen und Ligene TATblatt-Redaktion für Graz 

ganzen einen äußerst erfreulichen 

Verlauf nahm. Einige Leute bekunde- Trotz Smog, Fieberblascn und akutem Schlafmangel werkein auch wir fürs TAT- 
ten die Absicht, in Zukunft beim TAT- blau. Unser Erstlingswerk konntet ihr in der Nummer -97 bewundern. Für die 
blatt mitzuarbeiten oder zumindest Zukunft (an die wir fest glauben) wollen wir regelmäßig aus Graz und aus der 
mitzuhelfen. In Graz gibt es ab sofort Steiermark berichten, in der nächsten Nummer gibt’s einen Himergrundberichl 
eine eigene TATblatt-Gruppe. über die Grazer Haiisbesetzung und darüber, wie’s weitergeht. 


Trotz allem suchen wir weiterhin viele 
Leute, die mittun möchten, oder Infor¬ 
mationen haben, die der Veröffentli¬ 
chung harren, usw. Dazu gibt es ab 
sofort jeden Donnerstag ein ganz 
offenes TATblatt-Redaktions-Treffcn 
um 19 Uhr imTATblatt-Büroam Mar¬ 
garetengürtel 122-124/Stgl/Keller in 
Wien 5. 

Ungelöst blieb bis auf weiteres die Fi¬ 
nanzmisere, doch wurden einige Fi¬ 
nanzierungsideen gesammelt, wovon 
ein paar schon in Umsetzung begriffen 
sind. So ist beispielsweise die Mit¬ 
gliedschaft fortan viel billiger; siche 
dazu die letzte Seite. Außerdem 
wollen wir uns bemühen, bezahlte In¬ 
serate zu keilen (siehe hiezu die Inse¬ 
ratenpreisliste), und eine große Wer¬ 
bekampagne durchführen, die im 
März starten soll, und und und. Auf 
alle Fälle gibt es viel zü tun. 

An dieser Stelle daher nun die 
schlechte Nachricht: "Ausnahmswei¬ 
se" erscheint die nächste TATblatt- 
Minusnummer nicht in vierzehn 
Tagen, sondern erst am 6. März. 

Bis dorthin: 

Liebe und Kraft! 
das TATbiatt-Kollektiv 


Was im letzten TATblatl so alles falsch 
war: 

Das Recht auf freie Meinungsäuße¬ 
rung ist weniger in Art.l3 StGB (Straf¬ 
gesetzbuch) als vielmehrin Art 13 
StGG (Staatsgrundgesetz) festge¬ 
schrieben. 

Die Richterin, die Peter Margulies’ 
Antrag auf vorzeitige Entlassung ab- 
geiehnt hatte, hieß nicht Elfriede, 
sondern Dr Ingrid Jelinek, 
u.v.m. 


Liebe, Mul und Phantasie! 
Bussi aus Graz 
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Rabatte: bei dreimaliger Insertion: 10*$ bei sechsmaliger Insertion 15% 
bei zehnmaliger Insertion 2l>% 

Mediadaten und Geschäftsbedingungen bei der Unabhängigen Initiati¬ 
ve In/ormalionsviclfai! anforderbar. 

. . . . . .l|l|M|i 1 . : .1- .1 


Wir behalten uns vor, Inserate begründet abzuJehocn. Sicherlich abge- 
lehnt werden sexistische, rassistische oder ähnliche Inserate. Konkrete ijjjj 
;!! Schmerzgrenzen lassen sich kaum vorforoiulieren. Grcnzfällcmüssenüm 




Für alle, die mittun • möchten, Infos haben und weitergeben wollen, 
die mit uns Zusammenarbeiten wollen, usw... 


Offenes TATblatt-Plenum 

jeden Donnerstag um.19 Uhr im 
TATblatt-Büro 

Wien 5, Margaretengürtel 122-124/Stiege 1/ Keller 
Telefon. (0222) 54 23 07 










TATblatt miims-96 


Die Sprache 

oder 

Berichte von der Basis 


Der folgende Artikel entstammt dem Prospekt Tageszeitungsprojektes, aus dem später in defor- 
Tageszeitung, aus dem schon im letzten TAT- mierter Weise die "taz" entstanden ist, veröffent- 
blatt abgeschrieben wurde, und der in der BRD licht wurde. Der Beitrag ist gekürzt und leicht 
im Zuge der Diskussion eines bundesdeutschen verändert. 


Basisberichte, das sind Berichte, die 
von Leuten stammen, die in irgendar¬ 
tige Auseinandersetzungen verwickelt 
sind, oder sonstwie auf irgendeiner 
Ebene tätig sind, und darüber schrei¬ 
ben. Über ihre Hintergründe oder ihre 
Erfahrungen oder ihre Erlebnisse 
oder ihre Eindrücke. In Basisberich¬ 
ten werden Interessen deutlich, cs 
wird gesagt, was getan werden muß. 
Ein solcher Bericht ist nicht ' ausgewo¬ 
gen", nicht "objektiv”, er ist parteiisch. 
Er ermöglicht anderen, sich zu infor¬ 
mieren, und vermittelt Kontakt für 
alle, die sich darüber hinaus informie¬ 
ren wollen. Und er animiert, etwas zu 
tun. Ein solcher Bericht vermittelt, wie 
Widerstand entsteht, welche Schwie¬ 
rigkeiten auftauchen, und wird somit 
zum Hilfsmittel zur gegenseitigen Un¬ 
terstützung. 


klein auf werden wir daraufhin das liegt, 
erzogen, daß es normal ist, wenn 

andere für uns handeln, und dazu , 

gehört es auch, eine Zeitung zu lesen, 

die andere schreiben, und darin steht Basisberichte kommen von denen, die 

dann zu lesen, was wiederum andere wieder angefangen haben, selber zu 

für uns tun. So verlernen wir zu schrei- schreiben. Für die, die sich das noch 

ben und auch nachzudenken, woran nicht Zutrauen, weil es von heute auf 

morgen nicht geht, gibt es ein 
Telefon. Da kann darüber ge¬ 
sprochen werden, wie so ein 
Bericht ausschen könnte, oder 
cs läßt sich erzählen, und dann 
wird der Bericht vom Tonband 
. abgeschrieben. 

Sind Sie politisch aktiv? und monatlich veröffent - 1 
Arbeiten Sie in ökologisch orientierten Instituten? ^ ******* pr0 ^ a9S ?! >J 

Oder sind Sie m Bürgerinitiativen engagiert? monat verschickten Meldun¬ 
gen (für. Informanten' graft»;. 

Darm wissen Sie, welche Be- Akttonsberichte aus dem den- Entstehen bei Ihnen Nach- 
deutung die Medien bei der tschenSprachraumundberei- richten, nach denen sich 
Aufklärung der Bevölkerung ten sie mediengerecht auf. Medien die Finger abschlek- 
haben. bzw. haben könnten. Wir senden efese Nach - kon? 

Hier hakt phoenlx ein. Sie Ist richten täglich an JoumaUs- Sind Sie selbst interessiert, 
die Verbindung zwischen oF ten/nnen. Zeitungs- 4 Funk- kaufend und aktuell informiert 
tematlvem Wissen und einer Redaktionen und an politisch zu werden? 
breiteren Öffentlichkeit. Wir interessierte Institutionen. Darm schicken Ste uns bitte 

sammeln Presseaussendun- Nach Wunsch per Telex. Tele- eine Postkarte, ein Telex. Fax. 
gen. Zeitschriften. Studien, fax. Post. MaSbox oder auf etoen Brief-oderrufen Sie kurz 
Veranstaltungstermine und Diskette. an. Wir senden Ihnen gerne 

r-- —.—ti.———— r -- 1 näheres in formattonsmaterial 

- Oberphoenlx Presseagentur. 

Langacki^atf 39 ■ A r wiM über che Möglichkeiten des 

1 Th ra22/33-U- io. sz-4t-sss 1 Nachrichtenaustausches und 

|_F^ß^z^sz-ss-w-arTSSiazMprura-MaJbaiLaaT/43-J7-7S_ _j unsere Abo-Gebühren. 


Warum ist es keine Selbstverständlich¬ 
keit, solche Berichte zu lesen? Von 


IdMnbvirot: UrW.DotDipl.lng. 

| Horm-P*t*f Aubau*r,Phyi<kar.Unl | 
■ VA*n«Dr.tQou»So*»knarm.Um- ■ 
w^llurUt. Baifn • Prof.Dr. Robwt 
| Jmak. ZuVunftjJc*»ch*r Sotebürg 
I • Profit*. Armin Waln. Chemiker. . 
Uni München 


Basisberichte werden in unter¬ 
schiedlichen Schreib- und 
Sprechweisen veröffentlicht. Ob 
von Studis oder Jugendlichen, 
von Fließbandarbeiterinnen 
oder eine Erklärung bewaffne¬ 
ter Guerillagruppen, ob von 
Bäuerinnen oder Rechtsanwäl¬ 
tinnen (usw), sie alle sprechen' 
unterschiedliche Sprachen und 
wenn das, was sie sagen, ins 
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hochdeutsche Zeitungsdeutsch "über¬ 
setzt” wird, geht verloren, daß das, was 
wir sagen und wie wir es sagen, zusam¬ 
mengehört. 


Nur im Wortlaut wird das Wort laut. 

Wir brauchen eine Sprache, die uns 
entspricht. Eine, in der wir uns unter¬ 
halten können. Wir wollen nichts ver¬ 
bergen - wie Politikerinnen - wir 
wollen uns milteilen. Kein Gelaber 
ohne Folgen, sondern was hören und 
dann Bescheid wissen. 


Diese Sprache, dh. diese vielen Spra¬ 
chen, sollen die SpracheN der Zeitung 
sein, so verschieden wie die, die ihr zu 
Gehör kommen. 


ist die Basis davon wohl'allemal. 

In unserer Gesellschaft bekommt 
manch schlichte.unbeladene Informa¬ 
tion, wie: "Das und das ist da und da 
passiert", oft schon brisante Bedeu¬ 
tung. Die selbstverordnete Staatserge¬ 
benheit der Medien und - wenn diese 
nicht ausreicht: die direkte staatliche 
Einflußnahme, verbieten es den be¬ 
stellten Händlerinnen und Trägerin¬ 
nen von Nachrichtenware, wirklich 
alles zu sagen, was tatsächlich passiert. 
(Man/frau denke bloß an Teilnehme¬ 
rinnenzahlen bei Demonstrationen, 
Praxis von Polizeiaktionen, etc) 

Daten über die Herrschenden und 
Daten der Herrschenden, das sind 
Daten, die uns nicht automatisch zu¬ 
fließen. Es geht also darum, herauszu¬ 
finden, was unsere Gegner machen, 
was sie gegen uns planen, um ihre ge¬ 
heimen Waffen stumpf zu machen. 



Die Zeitung, an der wir jetzt arbeiten, 
wird aber sicherlich mehr enthalten als 
Basisberichte. Eine Regierungsumbil¬ 
dung, zum Beispiel, ist wahrlich kein 
Ereignis an der Basis, doch betroffen 


Seite 19 
Das 

TATblatt 

ist erhältlich: 

* im Handverkauf 

(Handverkäuferinnen werden 
laufend gesucht; pro verkauftem 
TATblatt erhält der/die 
Handverkäuferin öS 4.-) 



* in Buchhandlungen. zB: 


* Buchwelt 

1090 Wien, Schwarzspanierstr. 15 

* Kolisch 

1010 Wien, Rathausstr. 18 

* Südwind 

1010 Wien, Kleeblattg. 4 

* Winter 

1010 Wien, Landesgerichtsstr. 20 

* Reisebuchladen 
1090 Wien, Koling. 6 


ferner; 

* ARGE für Zivildienst,... 

1010 Wien, Schotteng. 3a/1/4/59 

* Club International 
1160 Wien, Payerg. 14 

* Rotstilzchen 

1050 Wien, Margaretenstr. 99 


Regelmäßig zugesandt bekommen 
das TATblatt alle Mitglieder der 
Unabhängigen Initiative 

Informationsvielfalt, und alle 
Baustein-Käuferinnen". Siehe 
nächste Seite! 1 


Das nächste 

TATblatt 


©»scheint ausnahmsweise mt 

iüi!. : ii ijjiilpii*''!] 'jijilj ||!1 Pli 

6. März 1989 




* 
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Impressum: 

Medienlnhaberin, Herausgeberin, Verlegerin: 

Unabhängige Initiative Informationsvielfalt 

1050 Wien, Margaretengürtel 122-124/Sttege 1/ Keller 

Telefon (0222) 54 23 07 

Postanschrift: 

1050 Wien, Postfach 282 
Konto: P.S.K, 7547212 


Das TATblatt soll eine selbstverwalte¬ 
te linke Zweitageszeituog zur Verbrei¬ 
tung unterdrückter Nachrichten 
werden, die allen daran Interessierten 

offen zur Verfügung steht. TATblatt-Käuferlnnen erhalten das TATblatt regelmäßig zugeschickt. Ein Bau¬ 

stein entspricht also gewissermaßen einem Abo. Bloß: Auch wer mehr Baustei¬ 
ne kauft, bekommt nur ein TATblatt. Es ist also vollkommen unproblematisch, 
zwei, drei, vier, viele Bausteine zu kaufen, ohne alle vierzehn Tage einen vollkom¬ 
men überfüllten Briefkasten zu haben. Ein Baustein gilt für 10 Minus- Nummern. 
Also einfach Erlagschein ausfüllen, einzahlen, und paßt schon. * 


Der TATblatt-Baustein 


Die Verwirklichung dieses Projekts 
voranzutreiben ist eine der Aufgaben 
der TATblatt-Minus-Nummern, die 
vorerst alle vierzehn Tage erscheinen. 
Sie sollen uns helfen, eine eigene re¬ 
daktionelle Linie zu entwickeln und 
die Beteiligung für alle daran Interes¬ 
sierten zu ermöglichen. Wir wollen 
dabei experimentieren, Erfahrungen 
sammeln, Vorstellungen revidieren, 
lernen... 


Mitgliedschaft 

jetzt für nur 

1 Schilling 


Es ist uns wichtig, die Entwicklung 
mittels der Minus-Nummern transpa¬ 
rent zu machen, und zur Diskussion zu 
stellen. Soll die Zweitageszeitung, wie 
es unser Ziel ist, von einer breiten 
Basis politisch aktiver Gruppen und 
Leute getragen werden, müssen diese 
auch schon an der Entstehung der 
Zeitung beteiligt sein. Es wird regel¬ 
mäßige offene Plena geben und viele 
Seiten für eure Meinung. 


Die Unabhängige Initiative Informationsvielfalt ist Herausgeberin des TAT- 
blatts. Die Statuten schicken wir dir auf Wunsch gerne zu. Die Mitgliedsgebühr 
beträgt ab sofort nur mehr 1.- /pro Tag. Das sind im Monat so zirka 30.- Diese 
dreißig Schilling nach belieben verdoppeln, verdreifachen, vervierfachen, ver¬ 
vielfachen, und regelmäßig auf unser Konto überweisen (beispielsweise mittels 
Dauerauftrag). Mitglieder erhalten das TATblatt selbstverständlich ebenfalls re¬ 
gelmäßig zugeschickt. Wenn du an einer Mitgliedschaft interessiert bist, schicke 
uns noch heute eine Postkarte! 


Die TATblatt-Minus-Nummern 
sollen aktuelle Beiträge und Hinter¬ 
grunds-Reportagen enthalten, sowie 
einen Teil, um das Zeitungsprojekt 
selbst zu diskutieren: Konzepte, Ideen, 
Kritik usw. Natürlich gibt es auch Platz 
für Reaktionen. 


iil| möchten, Infos habe« urttj 
imenaiheiien wollen, usw. 


...und das alle vierzehn Tage. Der 
Countdown läuft von Minus 101 bis 0... 
ohne damit sagen zu wollen, daß es 
noch vier Jahre dauern wird, bis zur 
zweitäglichen Erscheinungsweise. 

Schickt uns bitte massigst: Infos, 
Artikel, Kurzmeldungen, Diskussions¬ 
beiträge, Leserinnenbriefe, usw. 


-tATb 


ViWens, 

Telefon: 


124/Stlege 1/Kelter! 





Ijjjjl 
























